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Protoko11 

tiber die Konferenzsitzung des Landtages vom 28.12.1944 

, beginn vormittags ä9 Uhr. 

Abwesend Abg. Eberie Franz, wofür nachmittags Abg. Joh. Beck, 

Triesenberg anwesend ist. 

Des Protokoll der letzten Sitzung wird nach Anbringung von 

2 Ergänzungen genehmigt. 

1. ) EinbüMerungegesuch der Eheleute Direktor Otto Rü er 

und Magdalena Riigger, Lugano. 

Das Gesuch der Bürgerreohtewerber wird zur Kenntnis gebracht. 

Mit Rücksicht auf den Unstaud, dass en sich um ein älteren Ehe- 

paar und somit um einen günstigen Einbürgerungsfall handelt, 

beschliesst der Landtag einstimmig vorbehaltlich der Zustimmung 

de eidg. Behörden und der Aufnahme in einer Gemeinde grundeätz- 

lieh der Einbürgerung zu. Die Regierung wird bea. uftragt, bez; ig- 

lioh der Zuweisung an eine Gemeinde mit den bedürftigen Ge- 

meinden Fühlung zu nehmen und jener zuzuweiseu, die nach Lage der 

Dinge am berücksiehtigungswürdigbben erscheint. 

2. ) Budgetbehandlung für 1945. 

8egbi*nngsaheß nimmt die 8. Lesung des Voranschlages vor. 

Bei Tit. III, Bauweuen beantragt Beinr. Brunhart, die Höhe der Sub- 

vention für Brückenreparaturen mit 50$ festzulegen und zu be- 

schliessen. 

feg. Chef klärt auf, dass daß Bauamt mit ý; er Prüfung der ganzen 

Frage beauftragt worden sei. 

Sole wünscht, dass auch für die Wegmacher eine Versicherung ge- 

schaffen oder sonst eine Altersversorgung geschaffen wird, 

Br. Vogt redet der Leinführung einer Sparvers cherung das Wort 

bis zur Regelung des Versicherungswesene, etwaa andere sei: gegen- 

wertig nicht gut mögliche 

Bi, 
_ 

ss h beantragt eine Uebergangelösung zu schaffer. Die Weg eher 

sollen auch Anspruch auf eine Altersversorgung haben. Ee eöý. ite 

ý 
2raaident erwtthnt, daae die Wegmacher auch bei ihm ihr Anliegen vo' 

tetrag-en haherr. 1 r! cb mit ihrem c? en F aý-or; rcager ko; ap-'lex b6. /q 

prinzipiell etwas geschaffen werden. 
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Sprechen und sie würden noch die nötigen Unterlagen sammeln 

U #d dann ihr Begehren formuliert vorbringen. 

Der Landtag ist grundsätzlich mehrheitlich bereit, 92UM ZWF UIM* 

ein Bntgegenkonrien gegenüber den Wegmachern zu tätigen, eine Be- 

schluaafaseung soll jedoch bis zum Vorliegen konkreter Unter- 

lagen verschoben werden. Die Regierung wird beauftragt, dea 

ganzen Fragenkomplex abzukltren und vorzubereiten. 

.0 ei Tit. IV. beantragt Dry für die Anschaffung von Motor- 

spritzen Subbventionen auszuschiitten, da die Kartoffelkäferbe- 

kdmpfung eventuelle Ausmasse aunehme, dass die vorhandenen 

Spritzen zu dessen wirksamen Bekämpfung nicht mehr genügen 

Dr. Sohädler glaubt, dass ran den einzelnen Gemeinden nahelegen 

sollte, BolclJe Motorspritzen anzuschaffen und dass rsan ihnen 

eine Pubvention ir Aussicht stellt. Der koimende Landtag könnte 

dann hief«r einen Sonderkredit bewiliigeu. Die Regierung soll 

mit den Gemeinden Fühlung nehmen und sie einladen, die nötigen 

Anschaffungen für den Notfall zu machen. 

Der Landtag beauftragt die Regierung im Sinne des AntrEges 

Dr. Schädler's mit den Gemeinden zu unterhandeln. 

Tit. VI. Post. stellt Oehry das Ersuchen, es möchte die Regierung 

prtifen, ob nicht die einzelnen unterländischen Gemeinden verkehr- 

technisch besser miteinander verbunden werden könnten. Ruggell 

sei ganz abgelegen und es sollte ein Postkurs dorthin unter Berüh- 

rung der anderen abgelegenen Gemeinden geschaffen w, erden. Es sei 

dies heute unumgänglich notwendig. 
Reg. Chef anerkennt die Anregung Oehry'p als begründet, dooh beste- 

he heute zufolge der kriegswirtschaftlichen Einschränkungen ein 

Hemmnis hiefür. Sobald jedoch eine Möglichkeit bestehe, müsse die 

Anregung verwirklicht wordea, da unbedingt ein Bedürfnis bestehe, 

Bühler regt eine Verbesserung der raumliohen Verhältnisse Im 

Postgebäude in Eschen an, da diese heute unzulänglich seien. Er 

bittet, die Sache zu überlegen und mit dem Posthalter Meier wegen 

eines evtl. Aabauee zu verhandeln. Etwas müsse geschehen. 

Ti t. IB. Dr. Solidler beantragt für die Anstellung einer Sänglinge- 

fiireorgerin einen Posten einzueetaen, worauf die Post 3. Sanglinge 
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auf Frs. 45oo erhöht wird. 

Naeh vorgnornmener 3. yesung durch den Präsidestea, schreitet 

derselbe zur Abstimmung über das bereinigte Budget für 1945. 
bei 

Der Landtag stirnrot demselbeu, das/ nnahmen von Frs. 2,821,150. - 

und Frs. 2,881, o83.16 einen Ausgabenüberechuss von Pr. 59,933.16 

voreieht, in der Abstimmung einstimmig zu. 

Mitt ,a ase, FgrtsetzuriR nachmittags 2 Vnr. 

3. ) Arbeiterschutzgesetz. 
___ 

Das Gesetz wird in 3. Lesung behandelt. 

gei Art. ll wünscht der Landtag, daes die Gerüstkontrolle durch 

das Bauamt ausgefM rt wordeles Soll dies iq Verorduungewege 

geregelt werden, 

Iri Art. 43 wird ein neuer Nachsatz eingefugt des Inhalte: °" Ein 

eo. bcher Arbeitsvertrag bedarf für seien Gültigkeit überdiea der 

Schriftlichen Form". 

Art. 48 wird neu wiefolgt gefaset: Bei einem Arbeitsverhtltnie 

das ...... konkurrJ enden Geschäft betreiben, noch in einem solche 

als Anteilhaber oder auf andere Weise sioh betd. tigea dürfe", 

A rt. 5o wird wie folgt geändert: "Das Konkurrenzverbot bedarf zu 

seiner Giltigkeit der schriftlichen 1erinbarung und der Genehmi- 

gung durch das Arbeitsamt. ". 

In Art. 56 wird der 2. Absatz gestrichen. 

. ele erhebt Einspruch gegen die Streichung desselben. 

In Art. 82 beantragt Hohler Usw, fär J'arailienbetriebe das Alter 

der zu beschatigenden weiblichen Personen auf 17 Jahre herabzu- 

setzen. 

2MMÜ» Als Gast- und Schankgewerbe in diesem ZUsa�1- ion}Tange ist 

nach Interpretation des Landtages zu verstehen die Bedienung im 
Gastlokal und die Ziranerbedienung. 

rraeident lässt abetimrnen, ob der Art. 82 letzter Absatz gem. ee 
dem letzmaligen Beachlusee so bestehen bleiben soll. Dafür sing 

7 Stimmen, 

Sodann wird abgestimmt über den Antrag Btihler'e, der mit 9 Stim- 

men angenommen wird. 

44 

e-
ar

ch
iv.

li



a 

Eei den Art. 88 u ff, entspinnt eich wieder eine rege Debatte 

bezgl. des Mutterschutzes. 

Eden macht aufrierksam auf die dadurch für eine Familie erwaebae* 
de Belastung, wemn dem Dienstmädche nicht mehr gekündigt werden könne. 

8chdler wünachtdass auch das Dienstpersonal in diese l+eatimua- 

geN einbezogen worden, es sei nicht recht wenn nur die Mädchen in 

Industrie und Gewerbe erzaast wUrden, welche AuBilubt auch vom Prä- 

sideaten vollauf geteilt wird. 

Re 
. Chef beantragt, die a hweizerische! Mutterachutzbestirumungen abzu- 

warten, die in Vorbereitungen seien. 
Dr.. Vo t befürwortet die Ausdehnung der '1eltuug der vorgeschlagenen 

Mutterechutzbestimmungen auf das fiauspereoaal. Gleichzeitig soll aber 

der Landtag die Regierung beauftragen, ein erweitertes Mutuerschutz- 

gesetz vorzubereiten. Ea seien die hier verankerten Lestirpauagea 

keine Lösung auf die Dauer. Man sollte sie in eine Versicherung ein. 

bauen können. 

80 o Bis die : iache geregelt aei, solle das Land in schweren Fallen 

eingreifen» 

tühler beantragt, die von Dr. soh1idler vorgeaohlag©nan Bestimmungen 

über den Mutterschutz tale q. uale zu übernehmen und eine £Jastirmmuag 

aufzunehmen, dasa die Mutterachutzbestimmungen für das aauapersonal 

neu geregelt werden sollen und dass die 1iegieruig sich der Härte- 

fälle annimmt. 

Er meist auch darauf hin, daaa die soziale Fürsorge für Mütter über- 

ba*mptm haupt beaonder* bei kinderreichen Familien viel weiter ausge- 

dehnt werden sollte. Es herrschen diesbezüglich noch bedauernswerte 

iiustä, nde. 

8chlieselich einigt sich der Landtag auf der Baeis, die von Dr. Sohadl, e , 

vorgeschlagenen Bestimmungen über den Mutterschutz einzubauen, dooh 

soll der vorgesehene Mutterschutz nicht auf das hauapereoual ausge-, 

dehnt werden und gleichzeitikerhält die Regierung den Auftrag, ein 

Neues Gesetz auszuarbeiten auf Einführung des Mutterschutzes fair 

das Hauspereonal. 

Rader wünscht noch, dass bei der 4wangaorganisation der Arbeiter 

auf die unterländischen Verhältnisse Rücksicht genomrien werde und 
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für die Beitragspflicht eine etwas höhere Mindestlohngre*ze ange- 

1201men werde, waa von der zcegierung zur Aeuntnis genornriaen wird. 

Daa Arbeiterschutzgesetz wird sodann mit den vorgeechlagenei 

benderunpe>s in der Abstimmung einstimmig aagenornrnen, 

213le dankt dem i. anddage im Namen der lieoht, xrbeiterschaft 

für dir; VerattLndais*dau er der Dache entgegengebracht habe, herzlio} � 

Sßhluee der iitzuuig t7 Uhr. 
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